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Der Beitrag analysiert die Auswirkungen der digitalen Revolution in der 
öffentlichen Verwaltung auf das Führungshandeln von Vorgesetzten. 
Zu Beginn erfolgt eine Diskussion der traditionellen Anforderungen, 
die insbesondere in dienstlichen Beurteilungsrichtlinien, aber auch 
in verwaltungsgerichtlichen Entscheidungen dokumentiert sind und 
in die Forderung nach einem digitalen Umbau der Leistungsmessung 
münden. In einem weiteren Abschnitt werden die veränderten 
Anforderungen an Führungskräfte unter den Bedingungen einer 
Entgrenzung von Ort und Zeit, einer digitalen Reizüberflutung, gleich-
stellungspolitischer Herausforderungen sowie einer Neuordnung so-
zialer Zusammenarbeitsbeziehungen konkretisiert. Im Ergebnis wird 
schließlich für die Etablierung einer digitalen Kompetenz als neue 
Schlüsselqualifikation von Führungskräften plädiert.
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rungsbedarfe im Anforderungsprofil von 

Führungskräften diskutiert.

Digitale Veränderungsprozesse in 
der Verwaltung

Der Begriff „Digitalisierung“ der Verwal-

tung steht einerseits für veränderte Ar-

beitstechniken bei der fachlichen Aufga-

benerledigung, andererseits für neuartige 

Kommunikationsbeziehungen im Bereich 

der Eigenverwaltung2, die das Innenleben 

von Behörden umgestalten und zuneh-

mend entpersönlichte und entindividuali-

sierte Züge tragen. Persönliches Charisma 

und bilaterale Führungsbeziehungen wer-

den in weitreichendem Umfang abgelöst 

durch veränderte Anforderungen an die 

fachliche Informationsbeschaffung, Ana-

lyse und Bewertung sowie Führungsauf-

gaben, die in einem virtuell ausgestalteten 

Aktionsraum zur Entfaltung kommen. 

Die Leistung des Einzelnen wird erwei-

tert um eine „E-Kompetenz“, deren Inhalt 

speicherbar und der Logik von Algorith-

men unterworfen ist. E-Kompetenz meint 

hierbei die Fähigkeit, „sich in offenen und 

unüberschaubaren, komplexen und dyna-

mischen Situationen innerhalb von durch 

moderne Techniken erweiterten Informati-

onsräumen (…) kreativ und selbstorgani-

siert zurecht zu finden“3.
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ihrerseits auf der Grundlage einer verti-
kalen und horizontalen Kommunikation 
vorbereitet und nach zuvor festgelegten 
Regeln mit interner oder externer Wir-
kung getroffen werden. Als Akteure die-
ser Steuerungsprozesse treten einerseits 
Führungskräfte auf, denen nach der For-
malposition sach- und personenbezogene 
Entscheidungskompetenzen zugewiesen 
sind, andererseits Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter, die diese Entscheidungen vor-
bereiten und ausführen.

Die öffentliche Verwaltung ist jedoch 
nicht nur eine soziale Organisation, son-
dern auch ein durch Art. 20 Abs. 3 GG 
rechtsstaatlich gebundener Machtapparat, 
der an Gesetz und Recht gebunden ist. 
Die aktuellen dienst- und arbeitsrechtli-
chen Vorgaben des Führungsprozesses 
zwischen Vorgesetzten und Mitarbeitern 
stammen ganz überwiegend aus einem 
vordigitalen Zeitalter. Nachfolgend wer-
den die durch eine digitale Revolution 
ausgelösten Veränderungen dargestellt 
und die hieraus resultierenden Verände-

Einführung

Bereits 1964 klassifizierte Luhmann1 
die Verwaltung als ein soziales „System 
der Informationsverarbeitung“, deren 
Handlungen „aus Entscheidungen, und 
das heißt: aus Kommunikationen, beste-
hen“. Mehr als ein halbes Jahrhundert 
später hat diese Einschätzung unverän-
dert Bestand. Auch heute lässt sich eine 
öffentliche Administration als eine so-
ziales Organisation begreifen, die unter 
den Bedingungen einer hierarchisierten 
Binnenstruktur Entscheidungen trifft, die 

1  Luhmann 1964, S. 6,17; ähnlich Hill 2014, S. 88: 
„Verwaltung ist zu großen Teilen Informations-
ver arbeitung“.

2   Zu diesem Begriff vgl. Bull 2017, S. 74.

3   Hill 2010, S. 385, unter Hinweis auf Erpenbeck/
Sau ter 2010; Janke/Schmidke/Gilge 2017, S. 125; 
BMAS 2015, S. 2 f.
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Zu den Besonderheiten einer digitali-
sierten Verwaltung gehört das Phänomen 
der Entgrenzung der Arbeit in örtlicher 
und zeitlicher Hinsicht4. Die bisherige 
Trennung in die Sektoren Beruf und Pri-
vatsphäre ist durch die Möglichkeit, von 
jedem Ort und zu jeder Zeit aus in das 
Arbeitsgeschehen steuernd einzugreifen, 
obsolet. Dies berührt nicht nur arbeits-
ethische Fragen, sondern zwingt auch zu 
einer grundlegenden arbeits- und dienst-
rechtlichen Neuordnung des Arbeitspro-
zesses.

Die Digitalisierung durchwebt alle 
Segmente des modernen Personalmanage-
ments: Dies beginnt beim E-Recruiting, 
also der auf elektronischen Bewerbungs-
portalen basierenden Form der Bewer-
bung5, in der Algorithmen die Selektion 
von Bewerbungen steuern, verändert 
traditionelle Instrumente von Auswahl-
verfahren, in denen „Postkorbübungen“ 
durch die Überprüfung digitaler Kom-
petenzen der Bewerber/innen am Bild-
schirm ersetzt werden und gestaltet die 
Methoden der Leistungsmessung neu, die 
verstärkt anhand digitaler Parameter die 
Leistungen des Einzelnen ergebnisorien-
tiert messbar machen6. Nachfolgend wird 
der Fokus der Betrachtung auf die Zu-
sammenarbeitsbeziehungen zwischen Vor-
gesetzten und Mitarbeitern gelegt. Hierbei 
interessiert, in welchem Umfang die Inst-
rumente der Leistungsmessung und Befä-
higungsfeststellungen, insbesondere also 
die dienstliche Beurteilung, an die „digita-
le Transformation der Verwaltung“7 anzu-
passen sind.

Traditionelle Anforderungen an 
Führungskräfte im öffentlichen 
Dienst

Führen durch Präsenz und persönliches 
Charisma

Das tradierte Rollenverständnis einer 
Führungskraft versteht Führung als geziel-
te Einflussnahme auf Menschen zur Errei-
chung eines bestimmten Verwaltungsziels. 
Als Prädikatoren „guter Führung“ gelten 
hierbei persönliche Autorität und Integri-
tät sowie die Vorbildfunktion gegenüber 
Mitarbeitern. Diese Vorbildfunktion ist 
konkludent Teil einer Präsenzkultur, in 
der der Vorgesetzte morgens der erste und 
abends der letzte in der „Arbeitsarena“ 

ist, Rücksprachen bei unklarer Entschei-
dungssituation verfügt. Hierbei partizi-
piert er von gestuften Informationshierar-
chien, die ihm gegenüber den eigenen Mit-
arbeitern einen Wissensvorsprung sichern, 
den er zu ihm geeignet erscheinenden Mo-
menten an seine Mitarbeiter weitergibt. 
Die präsente Arbeitsform ermöglicht dem 
Vorgesetzten, durch persönliche Beobach-
tungen Informationen über das mündliche 
und schriftliche Leistungsbild seiner Mit-
arbeiter/innen zu sammeln. Führungsqua-
lität offenbart sich in dem Herumfeilen an 
schriftlichen Entwürfen der Mitarbeiter, 
in der der Vorgesetzte nicht selten durch 
Inversionen des Satzbaus und perfekte 
Kenntnis der Orthographie diesen Ori-
entierung zu geben versucht. In Dienst-
besprechungen, die von ihm geleitet wer-

den, wird ein Sachverhalt aufbereitet, der 
seinerseits auf fundierter Aktenkenntnis 
basiert. 

Führungsverhalten im Spiegel dienstli-
cher Beurteilungen

Welche formelle Erwartungshaltung an 
Führungsverhalten besteht in der Rege-
lungswelt der Verwaltungen? Erkenntnisse 
hierzu lassen sich neben Grundaussagen 
in Konzepten der Personalentwicklung 
oder Verwaltungsleitbildern insbesondere 
aus den einschlägigen dienstlichen Beur-
teilungsrichtlinien ableiten, die die Er-
folgskriterien für Führungsverhalten und 
Führungserfolg auflisten. Nachfolgend ist 
eine exemplarische Auswahl der Kriterien 
auf der Grundlage von Beurteilungsricht-
linien des Bundes, der Länder und der 
Kommunen dargestellt.

Bund
Im Bundesministerium für Arbeit und So-
ziales (BMAS)8 werden die Anforderungen 

an die Führungskraft unter den Aspekten 
Managementkompetenz, mitarbeiter- und 
organisationsbezogenem Führungsver-
halten sowie Führungskommunikation in 
dem hier interessierenden Zusammenhang 
wie folgt profiliert:
Die Führungskraft
  sorgt für eine ausgewogene Verteilung 

der Arbeit; erkennt dabei die Leis-
tungsgrenzen ihrer Mitarbeiterinnen/
Mitarbeiter und delegiert sinnvoll

  unterstützt die Zusammenarbeit im 
Team

  schafft die materiellen und zeitlichen 
Rahmenbedingungen, die ein selbst-
ständiges Arbeiten ermöglichen

  berücksichtigt bei der Aufgabenerledi-
gung die Belange der schwerbehinder-
ten Menschen, die Vereinbarkeit von 

Familie und Beruf und die Gleichstel-
lung von Frauen und Männern

  setzt die Führungsinstrumente der 
Leistungsbewertung und Beurteilung, 
Mitarbeitergespräche und Teambespre-
chungen kontinuierlich ein

  aktiviert Innovationspotenziale bei 
sich und organisiert professionelle und 
eingespielte interne lnformations- und 
Kommunikationsabläufe

  steuert den systematischen Erfahrungs-
austausch und den fachlichen Aus-
tausch innerhalb der Arbeitseinheit.

Im Bundesministerium des Innern (BMI)9 
werden dem Begriff der „Führungskom-

»Persönliches Charisma und bilaterale 
Führungsbeziehungen werden weitreichend 
abgelöst durch veränderte Anforderungen 
an die Führungsaufgaben, die in einem 
virtuell ausgestalteten Aktionsraum zur 
Entfaltung kommen.«

4   Oetker 2016, S. 817.

5  Zum Optimierungspotenzial des Bewerbungs-
ma nage ments vgl. Janke/Schmidke/Gilge, 2017, S. 
126.

6 Vgl. Bäcker 2009, S. 241 ff.; Lorse 2016, Rn. 154 a. E.

7   Hierzu Brüggemeier, 2017, S. 61.

8   BMAS 2014, Anlage 1.

9 BMI 2010, Anlage 4, S. 8 f.
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petenz“ folgende Kompetenzfelder zuge-
ordnet:
  Mitarbeiterführung und -förderung, 

Delegations-, Kontroll- und Beurtei-
lungsvermögen

  Zielsetzung, -erreichung, Leistungsmo-
tivation

  Information und Kommunikation, Vor-
bildfunktion, Förderung eines positiven 
Arbeitsklimas (Informationsaustausch, 
zielorientierte Gesprächsführung unter 
Schaffung eines positiven Klimas, das 
auch Kritik ermöglicht; Interessenaus-
gleich zwischen den Beschäftigten ohne 
und mit familiären Verpflichtungen)

  Entscheidungs- und Durchsetzungsver-
mögen.

Länder
Die Beurteilungsrichtlinien Niedersach-
sens10 stellen bei der Festlegung der An-
forderungen an Führungskräfte das Füh-
rungsverhalten in den Mittelpunkt und 
bestimmen hierzu folgende Schlüsselkrite-
rien:
  Organisation und Steuerung der Ar-

beitsbereiche (Effizienter Einsatz von 
Personal und Sachmitteln, sinnvolle 
Ordnung von Arbeitsabläufen, Ziel- 
und Prioritätensetzung)

  Mitarbeiterführung (Förderung von 
Engagement, Leistungsbereitschaft und 
Eigenständigkeit, transparente Ent-
scheidungsfindung, realistische und 
konstruktive Leistungsrückmeldung, 
Schaffung von zeitnahen und effizien-
ten Informationsstrukturen)

  Motivationsfähigkeit (Motivierung 
durch vorbildliches und faires Verhal-
ten, Fähigkeit zur Überzeugung der 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von 
der Sinnhaftigkeit ihrer Tätigkeit)

  Förderung der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter (gezielte und chancenge-
rechte Förderung der weiteren beruf-
lichen Entwicklung und Fortbildung 
der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, 
Durchführung von Personalförderge-
sprächen, Berücksichtigung der Gleich-
stellung von Frauen und Männern so-
wie der Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf).

Die ressortübergreifenden Beurteilungsbe-
stimmungen Baden-Württembergs11 legen 
demgegenüber einen Fokus auf die Bewer-
tung des Führungserfolgs und bewerten 

bei der Wahrnehmung von Führungsauf-
gaben folgende Kriterien:
  Motivierung und Förderung der Mitar-

beiterinnen und Mitarbeiter
  Vereinbarung und Kontrolle der Ar-

beitsergebnisse
  Konfliktbewältigung
  Verantwortungsbewusstsein und Ent-

scheidungskompetenz
  Förderung des Ziels der Gleichstellung 

von Frauen und Männern und der Teil-
habe schwerbehinderter oder diesen 
gleichgestellter Menschen

  Förderung des Ziels der Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie.

Kommunen
Auf kommunaler Ebene zeichnet sich fol-
gendes Bild.
Die Stadt Kassel12 legt als Schlüsselquali-
fikationen für Führungskräfte folgenden 
Kriterienkatalog fest:
  Delegationsfähigkeit
  Interdisziplinäres Denken und Handeln
  Personalverantwortung und Personal-

förderung
  Planung und Steuerung von Arbeits-

prozessen (Fähigkeit, Arbeitsprozesse 

des eigenen Verantwortungsbereichs 
wirksam zu planen und zu steuern so-
wie Aufgaben vorausschauend, struk-
turiert und effektiv zu erledigen)

  Teambildung und Teamentwicklung
  Führungskommunikation (Bereitschaft 

und Fähigkeit, mit den Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern sowie Füh-
rungskräften offen und wertschätzend 
umzugehen sowie einen transparenten 
Informationsfluss und -austausch zu 
gewährleisten).

Die Stadt Saarbrücken13 legt im Rahmen 
ihres Katalogs „Besondere Merkmale für 
Führungskräfte“ einen Akzent auf Kom-
petenzen im Bereich des „Informations-
managements“, definiert als „Überblick 
durch wirksame Verdichtung des Infor-
mationsflusses von unten nach oben. Un-
tergebene rechtszeitig und vollständig 
informieren. Gemeint sind sowohl auf-
gabenbezogene Informationen als auch 
Hintergrundinformationen zu allen Vor-
gängen oder Ereignissen von Interesse im 
Verantwortungsbereich“. Dies wird durch 
das Kriterium der „Kontrolle“ ergänzt: 
„Ob Verlaufs- oder Ergebniskontrolle, ob 
selbst durchgeführt oder delegiert, eine 
gute Kontrollstrategie sichert gute Ar-
beitsergebnisse und Motivation“.

Die Stadt Freiburg14 ordnet dem Beurtei-
lungsfeld „Führungskompetenz“ u.a. das 
Kriterium „Steuerung des Aufgabenbe-
reichs“ zu und erläutert dessen Inhalt wie 
folgt:
  „denkt vernetzt, erkennt Gesamtzu-

sammenhänge und richtet das eigenen 
Handeln danach aus

  setzt Prioritäten und Ziele
  beachtet umfassende Auswirkungen 

des Handelns“.

Die Stadt Bonn15 schließlich sieht als we-
sentliches Element der Führungskompe-
tenz u.a. die Fähigkeit und Bereitschaft 
an, „alle für die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter bedeutsamen Informationen 

»Als Prädikatoren guter Führung gelten 
persönliche Autorität und Integrität 
sowie die Vorbildfunktion gegenüber 
Mitarbeitern, die konkludent Teil einer 
Präsenzkultur ist, in der der Vorgesetzte 
morgens der erste und abends der letzte in 
der Arbeitsarena ist.«

10 Innenministerium Niedersachsen 2011, Anlage, 
Ziff. 4.3.

11 Baden-Württemberg 2015, Anlage 4, Ziff. II 2.4.

12 Kassel 2015, Anlage 2, Ziff. 3.

13 Saarbrücken 1999, Beurteilungsvordruck – Stand: 
1.7.2008 - S. 3.

14 Freiburg i. Br. 2009, Anlage 2 Ziff. 5.
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rechtzeitig und auf angemessene Weise 
weiterzugeben und auch den eigenen In-
formationsbedarf deutlich zu machen“.

Vergleich und Diskussion

Bei einem Vergleich der in Beurteilungs-
richtlinien skizzierten Anforderungen an 
Führungskräfte im hier interessierenden 
Zusammenhang fällt auf:

Der Begriff „Führung“ wird weitge-
hend einheitlich verstanden als „die di-
rekte, persönliche und zweckorientierte 
Beeinflussung des Verhaltens von Einzel-
personen oder der Interaktion in und zwi-
schen Gruppen“16. In der Vorstellungswelt 
dominiert ein Kommunikationsverhalten 
von Führungskräften, das „zielorientierte 
Gesprächsführung unter Schaffung eines 
positiven Klimas“ (BMI) in den Mittel-
punkt der Betrachtung stellt und damit 
die physische Präsenz der Beteiligten im 
Führungsprozess zwischen Vorgesetzten 
und Mitarbeiter impliziert. Was, wenn 
sich die physische Präsenz in eine virtuelle 
verwandelt? Wie schafft man ein positives 
Klima im virtuellen Raum?

Sichtbar wird: Das Verständnis von 
Führung orientiert sich stark an den er-
wartungs- und motivationstheoretischen 
Forschungsergebnissen, also an den in-
dividuellen Wünschen und Erwartungen 
der Mitarbeiter/innen gegenüber der Füh-
rungskraft einerseits und der Zielsetzung 
der Führungskraft andererseits, die die 
Mitarbeiter/innen durch eigene Vorbild-
funktion für eine Identifikation mit den 
ihnen übertragenen Aufgaben zu gewin-
nen sucht. Diese personalen Führungs-
funktionen werden ergänzt durch den or-
ganisatorisch-prozessorientierten Ansatz, 
in dem die Selbst- und Fremdorganisation 
von Arbeitsprozessen als eine Kernaufga-
be der Führung interpretiert wird.

Die postulierten Anforderungen an 
Führungskräfte lassen erkennen, dass die 
Führung in einer digitalisierten Verwal-
tung in eine transformative Führung17 
umgestaltet werden muss: Aufgabe einer 
Führungskraft ist es zunehmend, inter-
ne Informations- und Kommunikati-
onsabläufe professionell zu organisieren 
(BMAS). Vernetztes Denken einer Füh-
rungskraft (Stadt Freiburg) muss zu ei-
ner digitalen Vernetzung der Mitarbeiter/

innen weitentwickelt werden. Das Infor-
mationsmanagement der Führungskraft 
(Stadt Saarbrücken) muss sich darauf 
konzentrieren, einzelnen bzw. zu Teams 
zusammengefassten Mitarbeiter/innen 
effiziente Informationsstrukturen (Nie-
dersachsen) zur Verfügung zu stellen, in 
denen sich diese möglichst hierarchie-
frei bewegen und während des laufen-
den Arbeitsprozesses selbst Lernprozesse 
verwirklichen können. Im Ergebnis geht 
es also um die Dynamisierung von Füh-
rungskompetenz18, die agil auf gesell-
schaftliche Veränderungen und solche der 
Arbeitsumwelt reagiert. Die nächsthöhe-
re Qualitätsstufe einer Führungskraft ist 
erreicht, wenn es gelingt, diese Verände-
rungsprozesse – wann immer möglich – 
zu antizipieren und im Sinne der eigenen 

Verwaltungsziele proaktiv zu gestalten. 
Dies leistet einen entscheidenden Beitrag 
für ein neues Kompetenzniveau hin zu ei-
nem digitalen Management.

Führungsverhalten aus dem 
Blickwinkel der Rechtsprechung

Dynamisierter Veränderungsprozess

Die bisher vorherrschende Individualisie-
rung des Leistungsverhaltens im dienst- 
und verwaltungsrechtlichen Kontext wird 
in einer digitalisierten Verwaltung immer 
mehr um eine kollektive Dimension er-
weitert. Digitale Schwarmintelligenz lässt 
sich als Ergebnis eines interdisziplinären 
Dialogs begreifen, in der sich geteiltes 
Wissen in sozialen Netzwerken abbil-
det, virtuelle Communitäten entstehen, 
die methodisch durch SharePoints und 
„Crowdworking“ verbunden sind und 
eine individuelle Leistungszurechnung 
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zunehmend erschweren19. Es entstehen 
darüber hinaus neue Formen der Zusam-
menarbeit, in denen nicht nur Menschen, 
sondern auch kognitive Computer mit 
menschlichem Denkvermögen miteinan-
der kommunizieren20. Eine weitere füh-
rungsrelevante Veränderung als Folge tei-
lautonomer Arbeitsgruppen ist die Enthi-
erarchisierung, in der sowohl fachliche 
als auch führungsbezogene Aufgaben und 
Kompetenzen in die Gruppe (Crowd) ver-
lagert werden21.

Dienstrechtlich ist diese Entwicklung 
erst zögernd nachvollzogen. Beispielhaft 
ist auf die zögerliche Einführung einer 
Teamprämie zu verweisen, die eine her-
ausragende besondere Leistung würdigt, 
die durch enges arbeitsteiliges Zusammen-

wirken entstanden ist (§ 7 Abs. 1 BLBV). 
Beim zentralen Instrument der Leistungs-
messung und Potenzialfeststellung, der 
dienstlichen Beurteilung, herrscht jedoch 
weiterhin ein individueller Maßstab vor, 
der die Vernetztheit der Arbeits- und Leis-
tungsprozesse systematisch ausblendet.

Tradiertes Führungsverständnis der 
Rechtsprechung

Die Rechtsprechung ist ein Spiegel dieser 
Regelungswirklichkeit und immer noch 
ganz überwiegend einem Denken in den 

15 Bonn 2015.

16 Ridder/Schirmer 2011, S.207.

17 Ridder/Schirmer 2011, S. 214; Brüggemeier 2017, S. 
61.

18 In Anlehnung an Hill 2010, S. 385.

19 Franke 2016, S. 83.

20 Hill 2015, S. 268.

21 Nachreiner/Strasmann 1990, S. 263.

»Der Begriff der Führung wird in der 
Verwaltung weitgehend einheitlich 
verstanden als die direkte, persönliche 
und zweckorientierte Beeinflussung des 
Verhaltens von Einzelpersonen oder der 
Interaktion in und zwischen Gruppen.«
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überkommenen Kategorien administrati-
ven Führungsverhaltens verhaftet. Beleg 
hierfür ist etwa die Auffassung, der Beur-
teiler müsse die dienstlichen Leistungen 
aller Mitglieder einer Gruppe persön-
lich kennen, um diejenigen Beamten der 
Gruppe benennen zu können, die bei der 
Anwendung von Richtwertempfehlungen 
der von dem Richtwert erfassten Noten-
stufe zuzuordnen sind22. Als eine die per-
sönlichen Angelegenheiten des Beamten 
betreffende Maßnahme wird die Beurtei-
lungsfunktion grundsätzlich vom Dienst-
vorgesetzten, im Regelfall ist dies der Be-
hördenleiter, wahrgenommen23. 

Diesen treffe die Verpflichtung, dass 
die dienstliche Tätigkeit im maßgebenden 

Beurteilungszeitraum vollständig erfasst 
werde und auf „zuverlässigen Erkennt-
nisgrundlagen“ gestützt sei24. Die dienstli-
che Beurteilung „darf nicht auf einer nur 
partiell oder bruchstückhaft vorhandenen 
Kenntnis der für die Bewertungen erfor-
derlichen Tatsachen beruhen“25. Kann der 
Beurteiler sich durch eigene Beobachtun-
gen kein eigenes Bild von den Leistungen 
des zu Beurteilenden verschaffen, emp-
fiehlt die Rechtsprechung 26 konventio-
nelle Wege zum informationellen Lücken-
schluss: entweder durch Beiträge Dritter, 
die sich ihrerseits auf eigene Beobachtun-
gen stützen, oder durch das Heranziehen 
und Auswerten schriftlicher Arbeiten des 
zu Beurteilenden.

Diese Maximalforderung der Recht-
sprechung nach umfassender Informati-
onsbereitstellung über das Leistungs- und 
Befähigungsbild sämtlicher zu Beurteilen-
der sowie in valider Qualität bereitet in 
ihrer Erfüllung – jedenfalls in Großorga-
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Leistungsmessung neue Wege beschreiten. 
Hierbei ist zu beachten, dass an die Stelle 
einer direkten Außensteuerung der Arbeit 
durch die Führungskraft eine indirekte 
Innensteuerung tritt, bei der den „Geführ-
ten“ weitgehend die Selbstorganisation 
ihrer Tätigkeit überlassen bleibt.30 Hier-
durch verlagert sich der Sensor der Leis-
tungsmessung hin zu der Bewertung des 
methodischen Vorgehens der Mitarbeiter 
einerseits und zu einer Leistungsmessung 
am Maßstab des effektiven Outputs (Er-
folgskontrolle) andererseits31.

Unbeeindruckt von einer veränderten 
Arbeitswelt, in der Führung auf Distanz 
zunehmend die Regel und individuelle, 
persönliche Zusammenarbeit immer mehr 
die Ausnahme wird, postuliert die Recht-
sprechung ebenfalls ein „individuelles 
Begründungserfordernis für das Gesamt-
urteil“ der dienstlichen Beurteilung32. Die 
Beurteilungspraxis in Organisationsbe-
reichen mit großer Führungsspanne und 
mehrstufigen Beurteilungsverfahren (mit 
Erst- und Zweitbeurteiler bzw. Bericht-
erstatter) geht kreativ mit einer solchen 
Forderung der Rechtsprechung um, in-
dem dem Beurteiler ein vorformulierter, 
schlüssigkeitsgeprüfter Begründungsent-
wurf vorgelegt wird, der sich durch des-
sen Schlusszeichnung in eine individuelle 
Würdigung verwandelt.

In ähnlicher Weise schraubt die Recht-
sprechung33 die Anforderungen an eine 
„differenzierte Kenntnis über das indi-
viduelle Leistungsbild des Beurteilten“ 
in den Fällen hoch, in denen eine Herab-
setzung der Beurteilung nicht linear, son-
dern bezüglich der Einzelmerkmale einer 
dienstlichen Beurteilung erfolgen soll. Da 
die meisten gängigen Einzelmerkmale je-
doch eine persönliche Leistungsnähe und 

22 BVerwG, Beschl. v. 7.3.2017 – 2 B 25.16, Juris, Rn.8, 
unter Hinweis auf Urteil v. 24. 11 2005 - 2 C 34.04 - 
BVerwGE 124, 356 (361).

23 BVerwG, Beschl. v. 21.12.2016 - 2 VR 1/16 – Juris, Rn. 
31; VGH Bayern, Urt. v. 17.12.2015 – 3 BV 13.773, Juris.

24 BayVGH, Beschl. v. 10.2.2017 – 3 CE 16.2288, Juris, 
Rn. 20; ähnlich wohl BVerwG, Beschl. v. 2.3.2017 – 2 
C 21.16 (Pressemitteilung).

25 OVG Bremen, Urt. v. 22.9.2016 – 2 B 123/16, NVwZ-
RR 2017, 294 ff. (295).

26 OVG Bremen, Urt. v. 22.9.2016 (Fn. 25); OVG Berlin-
Brandenburg, Beschl. v. 29.4.2016 – OVG 7 S 3.16, 
Juris, Rn. 13.

nisationen – derzeit erhebliche Probleme. 
Die lückenlose Abdeckung des Beurtei-
lungszeitraums erweist sich häufig als ein 
Flickenteppich von Einzelinformationen 
in Form von Beurteilungsbeiträgen unter 
Inkaufnahme von „blinden Stellen“, so-
weit einzelne Zeiträume in den Beurtei-
lungsrichtlinien festgelegte Relevanzzeit-
räume unterschreiten oder frühere Vor-
gesetzte nicht mehr für die Bereitstellung 
von Informationen zum Leistungs- und 
Befähigungsbild im Zeitpunkt der Anfor-
derung zur Verfügung stehen27.

Es ist dies eine Argumentation auf der 
Ebene der realen, der persönlich beob-
achtbaren Welt, die aber im digitalen Zeit-
alter komplementär zu ergänzen ist durch 

Erkenntnisse aus der virtuellen Welt28. 
Erst dann ist der Lückenschluss wirksam 
vollzogen. In einer Welt, in der keine Ak-
ten mehr existieren, können diese nicht 
mehr vorgelegt werden. In einer Verwal-
tungswelt, in der behördenübergreifen-
de Wertschöpfungsnetzwerke aufgebaut, 
Crowdworking praktiziert und neue For-
men der „Mensch-Maschine-Interakti-
on“29 entwickelt werden, muss auch die 

»Unbeeindruckt von einer veränderten 
Arbeitswelt, in der Führung auf Distanz 
zunimmt und persönliche Zusammenarbeit 
immer mehr die Ausnahme wird, postuliert 
die Rechtsprechung ein individuelles 
Begründungserfordernis für das 
Gesamturteil der dienstlichen Beurteilung.«

27 Vgl. jedoch BVerwG, Urt. v. 28.1.2016 – 2 A 1.14, 
PersV 2016, 385 ff. (387), das die Anforderungen an 
die Feststellung der Nichtverfügbarkeit deutlich 
erhöht hat.

28 Ähnlich die Argumentation bei Krause 2016, S.13.

29 Krause 2016, S. 14.

30 Krause 2016, S. 18.

31 Vgl. bereits Hartkopf 1982, S. 201: „Nicht An we sen-
heits-, sondern Erfolgskontrolle bringt die not-
wendige Dynamik in die öffentliche Ver wal tung“.

32 Aktuell: BVerwG, Beschl. v. 21.12.2016 – 2 VR 1.16, 
Juris, Rn. 40; zuvor bereits Urt. v. 17.9.2015 – 2 C 
13.14, PersV 2016, 256 ff. (256).
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-beobachtung voraussetzen, überspannt 
dies regelmäßig die Anforderungen, die in 
digitalisierten Leistungsbeziehungen mit 
örtlicher und zeitlicher Distanz zu stellen 
sind.

Digitaler Umbau der Leistungsmessung

Die Digitalisierung gestaltet diese Aus-
gangslage um: Einerseits reduziert die 
zunehmende Virtualisierung der Arbeit 
die Möglichkeit des Beurteilers zur per-
sönlichen Beobachtung des Leistungsver-
haltens seiner Mitarbeiter. Andererseits 
bedarf es nicht mehr – wie insbesondere 
in der Justiz weitverbreitet – der Vorlage 
von Akten, aus denen sich die Arbeitswei-
se und das Entscheidungsverhalten des 
Mitarbeiters erschließt. Die dienstliche 
Beurteilung lässt sich zukünftig in einen 

ausschließlich digital gestalteten „Leis-
tungsprozess dienstliche Beurteilung“ 
verwandeln, der nach dem Prinzip einer 
Wertschöpfungskette sämtliche Infor-
mationen zum Beurteilten zeitgleich zur 
Entstehung abspeichert und ein online-
aktuelles Leistungsbild des Mitarbeiters 
produziert, das zudem Anlassbeurteilun-
gen in der bisherigen Form überflüssig 
macht34. In diesen Leistungsprozess integ-
rierte Plausibilisierungsprüfungen steuern 
darüber hinaus eine Maßstabsbildung, 
die textlichen Ausführungen die jeweilige 
Wertungsstufe zuordnet. Der Mitarbeite-
rin bzw. dem Mitarbeiter ist ein lesender 
Zugriff zu ermöglichen, der ggf. um die 
Möglichkeit einer unmittelbar aufzuneh-
menden Stellungnahme zu erweitern ist. 
Der Beurteiler hat somit die Funktion 
eines „Deus ex Machina“, der jederzeit 
steuernd in diesen Entwicklungsgang ein-
greifen kann.

Freilich bedarf eine solche Vision in 
einem Kernbereich zukünftiger digitaler 
Führungsverantwortung einer Auseinan-
dersetzung mit § 114 Absatz 4 BBG, nach 
dem beamtenrechtliche Entscheidungen 
nicht ausschließlich auf eine automatisier-
te Verarbeitung personenbezogener Daten 
gestützt werden dürfen, die der Bewertung 
einzelner Persönlichkeitsmerkmale dienen. 
Die Gesetzesbegründung35 dieser Rege-
lung beschreibt bereits die Ambivalenz, 
die den digitalen Umgestaltungsprozess 
begleitet: Einerseits wird der Wortlaut die-
ser Regelung damit begründet, dass sich 
Personalentscheidungen wie Stellenbeset-
zungen oder Beförderungen zukünftig bei 
elektronischer Personalaktenführung nun-
mehr auch ausschließlich auf Informatio-
nen und Erkenntnisse aus automatisierter 
Verarbeitung stützen können. Andererseits 

wird aber klargestellt, dass weiterhin eine 
umfassende individuelle Würdigung die-
ser aus der Personalakte resultierenden 
Erkenntnisse erfolgen muss. Nach be-
stimmten Vorgaben automatisiert erstellte 
Datenbankauswertungen dürfen die indi-
viduelle Entscheidungsfindung nicht erset-
zen. Es wird also darauf ankommen, bei 
der Weiterentwicklung der dienstlichen 
Beurteilung zu einem digitalen Führungs-
instrument die individuelle Würdigung der 
Erkenntnisse sichtbar zu machen, aber ei-
nen Medienbruch, also einen Rückfall in 
die papierene Welt der Leistungsmessung, 
zu vermeiden. Ob die Rechtsprechung 
schon bereit ist, diesen Weg der digitalen 
Umgestaltung der dienstlichen Beurteilung 
mitzugehen, ist jedoch keineswegs gesi-
chert.

Bisweilen lässt sich nämlich eine gewis-
se IT-Feindlichkeit der Rechtsprechung 

»Die dienstliche Beurteilung lässt sich 
zukünftig in einen ausschließlich 
digital gestalteten Prozess ‚Dienstliche 
Beurteilung‘ verwandeln, der sämtliche 
Informationen zum Beurteilten zeitgleich 
zur Entstehung abspeichert und ein online-
aktuelles Leistungsbild produziert.«

33 OVG Nordrhein-Westfalen, Beschl. v. 19.2.2016 – 6 
A 2596/14, Juris, Rn. 36.

34 Erste SAP-gestützte Ansätze diskutieren bereits 
Baron/Witt 2002, S. 36 ff.

35 Vgl. Gesetzentwurf DNeuG, BT. Drs. 16/7076 v. 
12.11.2007, S. 127; hierzu: Battis 2017, § 114, Rn. 8.

36 Vgl. zum aktuellen Diskussionsstand: Köbler 2012; 
Scholz 2012; Lorse 2016, Rn. 340; Gundlach 2015.
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registrieren, die ihrer Ursache möglicher-
weise in einem aufgestauten technologi-
schen Veränderungsbedarf innerhalb der 
Richterschaft selbst sowie der Justizver-
waltung hat. Veränderungen richterlicher 
Arbeitsprozesse werden daher vorschnell 
als Angriff auf die richterliche Unabhän-
gigkeit (Art. 97 Abs. 2 GG) diskreditiert36; 
dieser interne Konflikt hat bisweilen einen 
schädlichen Einfluss auf die Frage, wie di-
gitalen Veränderungsprozessen in der öf-
fentlichen Verwaltung aus dem Blickwin-
kel der Justiz begegnet wird, insbesondere, 
ob und wie diese systematisch in das Ge-
bäude der dienstrechtlichen Spruchpraxis 
integriert werden.

Veränderte Anforderungen an 
Führungskräfte im öffentlichen 
Dienst

Führungsleistungen unter den 
Bedingungen einer Entgrenzung von 
Ort und Zeit

Die Anforderungen an Führungskräfte 
befinden sich durch die digitale Transfor-
mation der Verwaltung in einem steten 
Prozess der Veränderung. Dies betrifft ins-
besondere ihre eigenen Wahrnehmungen 
der dienstlichen Umwelt und der Leistun-
gen ihrer Mitarbeiter/innen. Die Digitali-
sierung ermöglicht zunächst eine Ausdeh-
nung der Telearbeitsplätze und damit eine 
örtliche Entgrenzung der führungsbezoge-
nen Zusammenarbeit. Nachdem Verwal-
tungen jahrelang argumentative Barrie-
ren aus Kosten- und Sicherheitsgründen 
errichtet hatten, um einen Aufwuchs von 
Telearbeit ihrer Mitarbeiter zu verhindern, 
ist ein Paradigmenwechsel zu registrie-
ren. Die Versagung der Einrichtung eines 
Telearbeitsplatzes ist mittlerweile die be-
gründungspflichtige Ausnahme. Unmit-
telbar beobachtbares Leistungsverhalten 
der Mitarbeiter/innen reduziert sich somit 
auf die nach den jeweiligen Dienstverein-
barungen festgelegten „Präsenztage“, also 
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jene Tage, in denen diese Mitarbeiter in 
der Verwaltung physisch anwesend sind. 
Als Relikt eines überholten Präsentismus-
Denkens erscheint hierbei die Verpflich-
tung des Vorgesetzten, die im Rahmen der 
Selbstaufschreibung dokumentierten Ar-
beitszeiten des Mitarbeiters am häuslichen 
Telearbeitsplatz zur Kenntnis zu nehmen, 
ohne diese auf ihre Richtigkeit überprü-
fen zu können. Das Substrat bewertbarer 
Leistung ist in diesem Falle das elektroni-
sche Produkt, das die Arbeitsleistung des 
Mitarbeiters dokumentiert. Dieses hängt 
in seiner Qualität in noch stärker Weise 
als bisher davon ab, dass die Führungs-
kraft über entsprechendes technisches Ur-
teilsvermögen sowie Anwendungssouverä-
nität verfügt, ihr (Führungs-)Wissen mit 
dem virtuell arbeitenden Mitarbeiter teilt 
und ihn in Chat-Foren oder bei der Infor-
mationsgewinnung aktiv einbezieht.

Wie kann in der digitalen Zusammen-
arbeit unter den Voraussetzungen einer 
„Führung auf Distanz“37 Sozialkompetenz 
beobachtet und bewertet werden? Bereits 
heute ist in der Forschung nachgewiesen, 
dass die Beurteilung von „paper peop-
le“ zu stärkeren Verzerrungen führt als 
die Beurteilung tatsächlichen Verhaltens, 
da sich die Interaktionsebene zwischen 
Führungskraft (Beurteiler) und Mitarbei-
ter (Beurteiltem) wesentlich verändert38. 
Dies stellt zugleich die Aussagekraft einer 
dienstlichen Beurteilung als Grundlage 
für einen Leistungsvergleich in Frage, so-
weit man den Begriff der Sozialkompetenz 
unter den Bedingungen virtueller Arbeit 
nicht weiterentwickelt.

In zeitlicher Hinsicht bewirkt die Ent-
grenzung die faktische Überwindung der 
Trennlinie von dienstlicher und privater 
Sphäre, eine für Führungskräfte zunächst 
verlockend erscheinende Option des uni-
versellen Zugriffs auf den Mitarbeiter, die 
weit über die praktizierte Form der Ruf-
bereitschaft hinausgehende Verfügbarkeit 
über das Arbeits- und Beratungspotenzial 
von Mitarbeitern39. So wie die Ausgestal-
tung einer Ethik der digitalen Gesellschaft 
und des digitalen Staates insgesamt noch 
aussteht40, bedarf es der Ziehung ethischer 
Grenzlinien, die einerseits vor der Aus-
beutung der Mitarbeiter/innen durch ihre 
Vorgesetzten schützen, andererseits diese 
vor einer Selbstausbeutung bewahren.

37 So plakativ Hill 2016b, S. 246.

38 Lueger 1992, S. 213.

39 Stilijanow 2014, S.316.

40 Hierzu: Schliesky 2015, S. 30.

41 Vgl. Franke 2016, S.82; zu den Risiken einer 
Digitalisierung der Personalakte vgl. Bartosch 
2010, S. 97ff.

42 Zu den ansteigenden Gefährdungen für die psy-
chi sche Gesundheit als Folge einer Di gi ta li sie-
rung der Arbeitswelt vgl. Oetker 2016, S. 821.

43 Däubler 2016, S. 362.

44 Weber 1972, S. 551 ff; hierzu: Bosetzky, 1971, S. 333.

45 Luhmann 1964.

Die Akten liegen nicht mehr im Büro, 
sondern sind als E-Akte41 zu jeder Zeit, an 
jedem Ort und mehreren Personen gleich-
zeitig verfügbar. Selbst Ruhensphasen 
während des Dienstes, etwa Dienstreisen, 
werden durch mobiles Arbeiten absor-
biert aufgrund einer Erwartungshaltung, 
die durch Arbeitsverdichtung geprägt ist. 
Es ist dies zugleich ein generatives Phäno-
men: Lebens- und dienstjunge Beschäftig-
te, die im Shuttle zwischen den Dienstsit-
zen Bonn und Berlin pendeln, pflegen ein 
Berufsethos, das wie selbstverständlich 
die Flug- und Verweilzeit am Flughafen 
in den Arbeitsprozess integriert. Der fak-
tischen Überwindung der Trennlinie sind 
deshalb ethische, noch besser aber norma-
tive Grenzen der beruflichen Ausbeutung 
gegenüber zu stellen. „Gute Führung“ 
erweist sich darin, Mitarbeitern Regene-

rationszeiten zuzubilligen, die bei einer 
verwaltungsökonomischen Langzeitbe-
trachtung unter dem Aspekt des Betrieb-
lichen Gesundheitsmanagements gewiss 
rentierlich sind42.

Führungsleistungen unter den 
Bedingungen digitaler Reizüberflutung

Der „nach innen“ gerichtete Aspekt der 
veränderten Anforderungen an Führungs-
kräfte betrifft die Frage, über welche 
Techniken eine Führungskraft verfügen 
muss, um aus dem „digitalen Grundrau-
schen“ diejenigen Informationen als füh-
rungsrelevant herauszufiltern, die sie be-
fähigen, Eigenorientierung zu gewinnen 
und so Fremdorientierung geben zu kön-
nen. Führungsleistung bedeutet in diesem 
Zusammenhang zugleich, den „digitalen 
Stress“ der Mitarbeiter/innen zu reduzie-
ren43.

Vor diese Aufgabe sieht sich jede Füh-
rungskraft auch persönlich gestellt, die 
nach kurzfristiger dienstlicher Abwesen-
heit eine „rote Wand“ aus Mails betrach-
tet und versucht, die Schlüsselinformatio-
nen zu identifizieren, die darin verborgen 
sind. Zunächst sind in diesem Zusammen-
hang strukturelle Lösungen anzustreben, 
also etwa das behördliche Verbot, nach ei-
ner bestimmten Uhrzeit dienstliche Mails 
zu versenden und zu empfangen oder den 
Einbau von dienstlichen Filtern, die wich-
tige von unwichtigen Informationen tren-
nen oder aber Delegationspotenzial sicht-
bar machen.

Ein weiterer, durch die Digitalisierung 
ausgelöster Veränderungsprozess erfor-
dert ein verändertes Führungsverhalten: 
Die Vorstellung von Verwaltungshandeln 

wird immer noch weitgehend vom Bü-
rokratiemodell Max Webers44 bestimmt: 
Führungskraft ist, wer in vorbildlicher 
Form die engmaschige Regelungswelt ei-
ner Behörde beherrscht, hierdurch Fehler 
und korrespondierende Sanktionen ver-
meidet und durch diese Routinisierung 
des Verwaltungshandelns45 Vorbildfunk-
tion gegenüber seinen Mitarbeiter/innen 
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»Es stellt sich die Frage, über welche 
Techniken eine Führungskraft verfügen 
muss, um aus dem digitalen Grundrauschen 
führungsrelevante Informationen 
herauszufiltern, um Eigenorientierung zu 
gewinnen und so Fremdorientierung geben 
zu können.«
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entfaltet. Digitale Veränderungsprozesse 
in der Verwaltung verändern diese fest-
gefügte Regelungslandschaft, ablesbar an 
der „Verflüssigung traditioneller Orga-
nisationsformen“46, etwa dem Übergang 
einer starren Linienorganisation hin zu ei-
ner flexiblen Projektorganisation47, in der 
kurzfristig auf veränderte Aufgabenstel-
lungen reagiert werden kann. Die „Kul-
tur des Experimentierens“48 ist zugleich 
verbunden mit der Entwicklung einer 
Fehlerkultur, in der Führungskräfte daran 
gemessen werden, ob sie Mitarbeiter/in-
nen in den äußersten Grenzen rechtsstaat-
lichen Handelns ermuntern, neue Wege 

zu beschreiten, die sich bei einer Ex-post-
Betrachtung auch als Fehlentscheidungen 
erweisen können und demzufolge auch 
eigene Fehlentscheidungen nicht eo ipso 
mit dem Verdikt von Führungsschwäche 
verbunden werden. Entscheidungszwänge 
trotz unscharfer Entscheidungssituatio-
nen nehmen zu49. Wenn bisweilen Umset-
zungsdefizite bei der Digitalisierung der 
öffentlichen Verwaltung beklagt werden, 
so erklärt sich dies zumindest teilweise 
auch aus dem Umstand, dass die Syste-
me der Leistungsmessung bislang keinen 
konstruktiven Umgang mit experimentel-
len Fehlleistungen zulassen und deshalb 
die Fehlervermeidung eher belohnt wird 
als ein Risikomanagement, dem auch die 
Möglichkeit des Scheiterns wesenseigen 
ist.

Gleichstellungspolitische Aspekte einer 
digitalisierten Verwaltung

Die auf statistische Veränderungszahlen 
gestützte Feststellung Bulls50, der öffent-
liche Dienst sei „weiblicher geworden“, 
lässt sich prognostisch dahin ergänzen, 

dass die Digitalisierung der Verwaltung 
einen wichtigen Beitrag zu einer stärke-
ren Output-Orientierung bezüglich des 
Führungsverhaltens leisten wird und da-
mit frauenfeindliche Stereotype bei der 
Bewertung des Führungshandelns51 insge-
samt an Gewicht verlieren werden. Wenn 
es zutrifft, dass geschlechterhierarchische 
Interaktionsmuster, die männliches Do-
minanzverhalten unterstützen, sich in be-
sonderer Weise in der verbalen Kommu-
nikation und in der körpersprachlichen 
Kommunikation äußern52, ist deren Rela-
tivierung als Folge einer Verlagerung der 
Kommunikation in eine virtuelle Umwelt 

eine Chance für mehr Geschlechtergerech-
tigkeit.

Im virtuellen Informationsraum 
kommt es nicht länger auf „Durchset-
zungsfähigkeit“ und (physische) „Belast-
barkeit“ an, ebenso wenig auf physische 
Präsenz53. Typisch männliche Bastionen 
werden auf diese Weise ein Stück ge-
schleift, weibliche Kompetenzfelder, etwa 
die Filtrierung von Informationen nach 
Relevanzgraden, hingegen gestärkt.

Veränderung der sozialen 
Zusammenarbeitsbeziehungen 

Soziale Zusammenarbeitsbeziehungen 
sind häufig von Spannungen und Riva-
litäten geprägt: „Man redet stunden-
lang kontrovers über ein Sachthema und 
in Wirklichkeit geht es um persönliche 
Konkurrenz“54. In Formen virtueller Zu-
sammenarbeit unterliegen die Kommu-
nikationsprozesse anderen Rationalitä-
ten und Transparenzbedingungen, sind 
speicherbar und weniger geeignet für die 
Austragung emotionaler Beziehungen. 

Beleg hierfür ist die in Behörden bestens 
bekannte Praxis, bei Personen, mit wech-
selseitig starken Antipathien vom per-
sönlichen Dialog auf den distanzierten 
Mailverkehr überzugehen. Die Forschung 
steht in diesem Bereich des Veränderungs-
prozesses aber erst am Anfang, zumal 
empirische Langzeitstudien, die eine Ver-
änderung des kommunikativen Verhaltens 
sichtbar machen, derzeit noch nicht exis-
tieren.

Ebenfalls überprüfenswert ist, inwie-
weit sporadische Phasen der Zusam-
menarbeit insbesondere bei Tele- und 
Teilzeitarbeitsformen das Beobachtungs-
verhalten der Führungskraft gegenüber 
dem Leistungsvermögen der Mitarbeiter 
verändern. Der „Siegeszug der Teilzeit-
arbeitsformen“55 in Kombination mit Te-
learbeitsformen beziehungsweise mobilem 
Arbeiten reduziert das temporäre Beob-
achtungsspektrum der Führungskraft ge-
genüber Mitarbeitern in drastischer Weise.

Auf kurze Phasen verengte Beobach-
tungen bergen die Gefahr des in der Be-
urteilungspraxis bekannten Halo-Effekts 
aus dem Blickwinkel des Vorgesetzten, 
der also einzelnen Beobachtungen eine 
überproportionale Bedeutung beimisst 
und unbewusst Langzeitbeobachtungen 
assoziiert. Aus dem Blickwinkel des Mit-
arbeiters bieten auf kurze Zeiträume be-
schränkte Phasen der Zusammenarbeit 
wiederum die Chance für ein „Impressi-
on-Management“, also ein Konzept zur 
systematischen Eindruckssteuerung mit 
dem Ziel, in der sozialen Umwelt einen 
positiven Eindruck zu hinterlassen56.

46 So treffend Krause 2016, S. 18; ähnlich Hill 2014, S. 
89.

47 Kistner et. al. 2016, S. 99 ff.

48 Hill 2016a, S. 4.

49 Vgl. schon Zimmermann 1975.

50 Bull 2017, S. 70.

51 Einzelheiten bei Lorse 2016, Rn. 239; ders. 2017.

52 I. d. S. argumentieren Fried/Wetzel/Baitsch 2000, 
S. 27.

53 Zum latenten Diskriminierungspotenzial dieser 
Kriterien vgl. schon Krell 1998, S. 339.

54 So das prägnante Beispiel bei Alberts 2001, S.24.

55 Battis 2003, S. 78.

56 Begriffserläuternd: Schiffinger/Steyrer 2004, S. 
138 f.; Lueger 1992, S. 218; v. Harrach 1996, S. 373, 
die insoweit von den „heimlichen Spielregeln der 
Karriere“ spricht.

»Im virtuellen Informationsraum kommt es 
nicht länger auf Durchsetzungsfähigkeit 
und (physische) Belastbarkeit an, ebenso 
wenig auf physische Präsenz. Als typisch 
männlich angesehene Charakteristiken 
werden auf diese Weise ein Stück 
geschleift.«
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Nebenaspekte des digitalen 
Veränderungsprozesses im öffentlichen 
Dienst
Zu den Nebenaspekten einer digitalisier-
ten Verwaltungslandschaft zählt schließ-
lich, dass die auf den „zurückweichenden 
Funktionsvorbehalt des Art. 33 Abs. 4 
GG“ gestützte Trennung der Statusver-
hältnisse zwischen Beamten und Tarifbe-
schäftigten in der virtuellen Arbeitswelt 
noch weniger nachvollziehbar ist, als bis-
her57.

Ein weiterer, hier nicht zu vertiefender 
Augenmerk gilt der durch die Digitalisie-
rung und Teil- bzw. Telearbeit begünstigte 

Entsolidarisierung der Beschäftigten, die 
eine personalvertretungsrechtliche Archi-
tektur in ihren Grundfesten erschüttert, 
die immer noch auf der physischen Prä-
senz der Beschäftigten und deren „Einglie-
derung“ in die Dienststelle basiert, also 
voraussetzt, dass der Beschäftigte „in die-
ser und für diese tätig ist“ 58.

Etablierung einer digitalen Kompetenz 
als zukünftige Schlüsselqualifikation

Die Kompetenzen von Führungskräften 
im öffentlichen Dienst unterliegen einem 
steten Wandel und reagieren auf veränder-
te Herausforderungen der gesellschaftli-
chen Umwelt, des technologischen Trans-
fers sowie dienstrechtspolitischer Forde-
rungen. Als Schlüsselqualifikationen59, die 
eine kritische Erfolgsbedingung für das 
erfolgreiche Führungshandeln konstituie-
ren, gelten gemeinhin die selbstdispositive 
Kompetenz, die methodische Kompetenz, 
die sozial-kommunikative Kompetenz und 
die personale Kompetenz60. Es handelt 
sich also um ein Mixtum Kompositum 

aus aufgaben-, verhaltens- und ergebnis-
orientierten Kriterien. Diese variieren in 
ihrer jeweiligen Ausprägung in Abhängig-
keit von den Anforderungen der einzelnen 
Führungsebenen.

Als Ergebnis dieser Untersuchung 
wird für eine Ergänzung dieser Schlüssel-
kriterien um das Kriterium der digitalen 
Kompetenz plädiert. Dies trägt der stra-
tegischen Veränderung des Verwaltungs-
handelns im digitalen Zeitalter Rechnung. 
Hierbei lässt sich die digitale Kompetenz 
aus Sicht der Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter als eine Fähigkeit begreifen, unter 
dynamischer Nutzung neuer Formen der 

vernetzten Informationsbereitstellung und 
Informationsteilung sowie Weiterentwick-
lung bisheriger Kommunikationsformen 
komplexe Sachverhalte zu durchdringen, 
die für die Verwaltungsentscheidung not-
wendigen Informationen zu filtern und zu 
einer Entscheidung auszugestalten. Aus 
Sicht der Führungskraft beschreibt die di-
gitale Kompetenz die Fähigkeit, Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern im virtuellen 
Raum Orientierung zu geben und hierbei 
die Freiheitsgrade zu vermitteln, die inno-
vative Lernprozesse bei der Aufgabenerle-
digung initiieren und netzwerkgebundene 
Lösungen im Rahmen einer weitgehend 
enthierarchisierten Zusammenarbeit er-
möglichen61.

Entsprechend der Bedeutung dieses 
Kriteriums ist gezielt auf einen Kultur-
wandel der Verwaltung hinzuwirken, in 
der die Feststellung eines entsprechenden 
Potenzials bereits im Einstellungs-Assess-
ment-Center selbstverständlich wird, diese 
Kompetenz nach Berufseintritt durch eine 
verwendungsbegleitende Fach-und Füh-

57 Hierzu Bauschke 2002, S. 62; Lehnguth 1991.

58 Sommer 2014, § 13, Rn. 3.

59 Der Begriff geht auf Mertens 1974 zurück; vgl. 
auch Pieper 1995.

60 Kasper/Mühlbacher/v. Rosenstiel 2005, S. 261.

61 Hill 2014, S.93, spricht von „Orientierungs kom pe-
tenz“.

»Nicht omnipräsentes Wissen des 
einzelnen Beurteilers, sondern vernetzte 
Erkenntnisgewinnung bestimmt 
zukünftig die Leistungseinschätzung 
im Crowdworking. Die individuelle 
Verantwortung des Einzelnen darf nicht 
länger dienstrechtlich überhöht werden.«

rungsfortbildung kontinuierlich gefördert 
und als eigenständiges Beurteilungskriteri-
um nobilitiert wird.

Fazit und Ausblick

Führungskräfte des öffentlichen Dienstes 
befinden sich in einem digitalen Über-
gangsprozess: Traditionelle Anforderun-
gen an ihr Rollenverständnis geben allein 
keine befriedigenden Antworten mehr 
auf eine sich dynamisch verändernde In-
formationslandschaft, in der Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter in der Erfüllung 
ihrer immer komplexer werdenden Ver-
waltungsaufgaben unterwegs sind. Diese 
benötigen von ihren Vorgesetzten Orien-
tierung, jedoch keine direktive Einengung 
in der Methodik der Aufgabenlösung. 
Dies ist zu verbinden mit einer Verab-
schiedung der bisherigen Fehlervermei-
dungskultur, die Nichtstun im Zweifel ho-
noriert und agiles, risikobereites Handeln 
bestraft.

Führen auf Distanz bedeutet zugleich, 
dass die Formen der Leistungsmessung 
und Potenzialanalyse stärker an den Er-
gebnissen einer partizipativ gestalteten Ar-
beit und weniger an individuellen Verhal-
tensanforderungen auszurichten sind.

Das dienstrechtliche Inventar der Leis-
tungsmessung und das verwaltungsge-
richtliche Prüfmuster hinken hinter dieser 
Entwicklung bislang her. Nicht omniprä-
sentes Wissen des einzelnen Beurteilers, 
sondern vernetzte Erkenntnisgewinnung 
bestimmt zukünftig die Leistungseinschät-
zung im Crowdworking. Die individuelle 
Verantwortung des Einzelnen darf nicht 
länger dienstrechtlich überhöht werden, 
sondern ist in eine Wechselbetrachtung 
zum Leistungsprozess eines sozialen Netz-
werks zu setzen. Ein erster Schritt ist die 
Anerkennung der digitalen Kompetenz 
als ein hinzutretendes Schlüsselkriterium 
für die Bewertung des Handelns der Füh-
rungskraft und der von ihm /ihr geführten 
Beschäftigten.
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